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	Behörde

Landratsamt Rhön-Grabfeld
	Ort, Datum

Bad Neustadt a. d. Saale,

	Ausländer- und Personenstandswesen
	

	Spörleinstraße 11
	

	97616 Bad Neustadt a. d. Saale
	


Gemeinsame Erklärung über

 FORMCHECKBOX 
  eheliche Lebensgemeinschaft

 FORMCHECKBOX 
  lebenspartnerschaftliche Lebensgemeinschaft

 FORMCHECKBOX 
  familiäre Lebensgemeinschaft

	Antragsteller/in

	Familienname, ggf. Geburtsname

     

	Vorname(n)

     
	Geschlecht

 FORMCHECKBOX 
  m
 FORMCHECKBOX 
  w

	Geburtsort (Ort, Staat)

     
	Geburtsdatum

     

	Staatsangehörigkeit(en)

     

	wohnhaft in (PLZ, Ort, Straße, Hausnummer)

     


	Ehegatte/Lebenspartner/in

	Familienname, ggf. Geburtsname

     

	Vorname(n)

     
	Geschlecht

 FORMCHECKBOX 
  m
 FORMCHECKBOX 
  w

	Geburtsort (Ort, Staat)

     
	Geburtsdatum

     

	Staatsangehörigkeit(en)

     

	wohnhaft in (PLZ, Ort, Straße, Hausnummer)

     


	Kinder

	Familienname
	Vorname(n)
	Geburtsort
	Geburtsdatum
	Staatsangehörigkeit(en)
	Wohnort

	     
	     
	     
	     
	     
	     

	     
	     
	     
	     
	     
	     

	     
	     
	     
	     
	     
	     

	     
	     
	     
	     
	     
	     

	     
	     
	     
	     
	     
	     

	     
	     
	     
	     
	     
	     


Wir erklären übereinstimmend, in ehelicher Lebensgemeinschaft bzw. lebenspartnerschaftlichen Gemeinschaft – und mit den genannten Kindern in familiärer Lebensgemeinschaft 1) – zu leben und gemeinsam in der oben genannten Wohnung zu wohnen. Die Aufgabe der ehelichen bzw. familiären Lebensgemeinschaft bzw. lebenspartnerschaftlichen Gemeinschaft ist nicht beabsichtigt; insbesondere wurde keine Scheidungsklage eingereicht oder die Aufhebung der lebenspartnerschaftlichen Gemeinschaft beantragt.

Wir sind darauf hingewiesen worden, dass unrichtige oder unvollständige Angaben den Strafbestand des § 95 Abs. 2 Nr. 2 
AufenthG erfüllen. Diese Straftat kann mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren oder mit Geldstrafe bestraft werden. Ein/e Ausländer/in kann außerdem nach § 55 Abs. 2 Nr. 1 AufenthG ausgewiesen werden, wenn er/sie falsche Angaben zur Erlangung eines Aufenthaltstitels macht. Wir bestätigen hiermit, dass wir auf die Folgen falscher oder unrichtiger Angaben ausdrücklich hingewiesen wurden. Außerdem kann ein/e Ausländer/in nach § 55 Abs. 2 Nr. 2 AufenthG ausgewiesen werden, wenn er/sie gegen Rechtsvorschriften verstößt, wozu auch unvollständige und unrichtige Angaben zum vorstehenden Sachverhalt gehören. Gemäß § 58 Abs. 3 Nr. 6 AufenthG kann die/der Ausländer/in außerdem abgeschoben werden, wenn sie/er zum Zwecke der Täuschung unrichtige Angaben macht oder Angaben verweigert.

	Ort, Datum

     


	Für die Niederschrift

Unterschrift Sachbearbeiter
	Für die Übersetzung

Unterschrift Dolmetscher
	Unterschrift Antragsteller/in
	Unterschrift Ehegatte/Lebenspartner/in


1) ggf. streichen

